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.Merz und Klingbeil sollen sich einschlieBen®

Glinther fordert beim Griinkohlessen des UV Nord entschlossenes Handeln der Bundesregierung - Wirtschaft lobt Madsen fir A20-Lésung

KIEL. Die Stimmung war schon
mal schlechter beim traditio-
nellen Griinkchlessen des UV
Nord. Noch im vergangenen
Jahr blickte der Prasident der
Unternehmensverbdnde, Phi-
lipp Murmann, sorgenvoll auf
die bevorstehende Bundes-
tagswahl. Und der Stillstand
beim Bau der Autobahn 20 war
sowieso Dauerthema in all den
vergangenen Jahren. Zumin-
dest diese Sorge ist nun vom
Tisch.

Es sei ,ein Befreiungs-
schlag”, dass Wirtschaftsminis-
ter Claus Ruhe Madsen (CDU)
den Weq fiir die A20 frei ge-

macht habe, lobte Murmann .

vor den rund 300 Gésten aus
Wirtschaft und Politik im Kieler
Yacht Club. ,Kompliment! Da
ist frischer Wind aufgekom-
men. Wir alle hoffen, dass er
einen bleibenden Umschwung
ankiindigt und Einwénde, Kla-

(UV Nord-Président).

gen und Baustopps der Ver-

gangenheit angehdren.”

Dem Minister diirfte das ge-
fallen haben. Nur wenige Stun-
den zuvor im Landtag hatte es
bei der Debatte zum selben
Thema ndmlich nicht nur Jubel
gegeben, Die Einigung mit den
Naturschitzern, so beméngel-
ten die Kritiker aus der Opposi-
tion, sei mit den 14 Millionen
Euro fiir eine Fledermaus-Stif-
tung quasimit Steuergeld teuer
erkauft worden. Murmann
hofft mit Blick auf die A20 auf
einen grundlegenden Wech-
sel. , Wir miissen in Deutsch-

land wieder dahin kommen,
dass man nicht wegen jeder
Kleinigkeit, die man in Ruhe
und auch im Nachhinein re-
geln kénnte, den Spaten aus
der Hand wirft", formulierte er.
Das Verbandsklagerecht diirfe
nicht zum Investitionskiller
werden und gehére auf den
Priifstand, mahnte der UV
Nord-Prasident.

Es war nicht die einzige Bot-
schaft an diesem Abend.
. Wenn wir unser Leben gestal-
ten wollen, miissen wir Dinge
ermdglichen, nicht abwiirgen.

-
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Austausch vor dem traditionellen Griinkohlessen im Kieler Yacht-Club (ven links): Michael Thoma

‘Wir missen anpacken und uns
micht’ mit Dokumentations-
arbeit vom Wesentlichen ab-
lenken", forderte Murmann,

der die’ Gefahr sieht, dass.

Deutschland im Bereich der
Kiinstlichen Intelligenz den
Anschluss verliert.

Mit Blick auf die Koalition
von Bundeskédnzler Friedrich
Merz (CDU) zeigte sich Mur-
mann verhalten optimistisch.
Schwarz-Rot sei nun wirklich
kein Novum, neu sei die Not,
aus der sie geboren wurde.
«Keine andere biirgerliche

Konstellation war moglich.”
Dass die Bundesregierung den
Biirokratieabbau angehe, hob
er ebenso hervor wie die Re-
form des Sozialstaates, Die Ko-
alition miisse allerdings auf-
passen, dass sie sich nicht im
wendlosen Streit verheddert.
Es sei wie im FuBball: , Am En-
de zéhlen die Tore."

In diese Kerbe schlug auch
Ministerprasident Daniel Giin-
ther. Der CDU-Landesvorsit-
zende mahnte in seinem Grufi-
wort zligige Entscheidungenin
Berlin an. ,Die ersten Schritte

s Fréhlich (UV Nord-Hauptgeschiftsfiihrer),
Niclas Herbst (Vorsitzender des Kontrollausschusses im Européischen Parlament), Daniel Glinther (M(n‘lsterprésident) und Philipp Murmann
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gelien in die richtige Rich-
tung.” Es sei jetzt aber notwen-
dig, dass sich alle an den ein-
mal beschlossenen Koalitions-
vertrag halten. , Was Zukunfts-
pessimismus ausldst, ist das
Gefiihl, dass man sich ins klei-

‘ne Karo verliert”, warnte Giin-

ther auch mit Blick auf den ak-
tuellen Rentenstreit, Der Re-
gierungschef formulierte eine
klare Erwartung an die Spitzen
der Berliner Koalition, nameént-
lichan die Parteichefs Friedrich
Merz (CDU) und Lars Klingbeil
(SPD). Im Bund sei jetzt Fith-

o

Wir missen
wieder dahin
kommen, dass
man nicht wegen
jeder Kleinigkeit
den Spaten aus
der Hand wirft.

Philipp Murmann,
UV Nord-Président

rungsverantwortung gefragt,
sagte Giinther: ,Merz und
Klingbeil sollen sich gern mal
zwei Wochen lang einschlie-

Ben und sich einigen. * Die Din-

ge miissten danach dann aber
auch in Deutschland gemein-
sam umgesetzt werden. Das
gab Applaus im Kieler Yacht-
Club, wo sich neben Landtags-
prasidentin  Kristina Herbst
auch das halbe Kabinett ver-
sammelt hatte.

Hauptredner beim Griin-
kohlessen war der CDU-Euro-
paabgeordnete Niclas Herbst,
der trotz der schwierigen
Mehrheitsverhalinisse in Briis-
sel keine Alternative zu Europa
sah, Die ,Reduzierung unnéti-
ger Verordnungen und Biiro-
kratie" sei der einzig richtige
Weg, sagte Herbst und sprach
den Vertretern der Wirtschaft
damit aus dem Herzen.

Verantwortlich:
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Machtiger Verbands-Boss schimpft:
»,Nanny-Staat wird immer fetter und behabiger*

Philipp Murmann (61),
Prasident der Vereinigung der Unternehmensverbande in Hamburg und Schleswig-Holstein,
sald von 2009 bis 2017 fiir die CDU im Bundestag

Foto: Marcus Brandt/dpa

Daniel Peters

Kiel — Im feinen Kieler Yacht-Club lud die Vereinigung der Unternehmensverbande in Hamburg und
Schleswig-Holstein (UVNord) zum traditionellen jahrlichen Griinkohl-Essen.

Nicht jedoch, ohne zuvor die Bundespolitik ins Gebet zu nehmen — und vor neuen Wohlfiihl-Paketen im
Sozialsystem zu warnen!

Prasident Philipp Murmann: ,,Ich sage provokant: Der Nanny-Staat wird immer behabiger und fetter!“
Soll heiBen: Deutschland buttert aktuell zu viel Geld in den Staatsapparat und in Sozialleistungen wie das
Blirgergeld.

Nanny-Staat? Gemeint ist eine Regierung, die ihren Biirgern zu viel abnimmt — wie ein Kindermadchen
(in den USA: Nanny).

,524 Milliarden Euro, so einen Bundeshaushalt hatten wir noch nie“, so Murmann.

Eines seiner Beispiele: Miitterrente!

Er schimpft: ,Wenn im Reform-Eifer plotzlich Relikte aus alten Zeiten wie die Ausweitung der Miitter-
rente auftauchen, ist das irritierend. Bei allem Respekt fiir das, was unsere Miitter in der Vergangenheit
geleistet haben: Das ist keine Investition in die Zukunft, sondern in die Vergangenheit.”

Murmann mahnt: ,,Die Reform des Sozialstaates muss dringend angegangen werden. Je langer wir ab-
warten, desto harter wird der Einschnitt sein. Und dann ware da der Blirokratieabbau.“

Es gehe dabei um die Einsparung von Dokumentations- und Berichtspflichten: ,Es gibt einen Koalitions-
vertrag, dem alle zugestimmt haben. Da steht auch drin, dass eine Flexibilisierung der Arbeitszeiten
kommen soll.”

Insgesamt ist der hohe Staatskonsum (z. B. Gehalter im Staatsdienst, Geld in der Verwaltung) Mur-
mann ein Dorn im Auge. Mit Blick auf den Bundeshaushalt und die Neuverschuldung miissten Staats-
konsum und Investitionen wieder ins richtige Verhaltnis kommen, so der Verbands-Boss. Die Unter-
nehmensinvestitionen lagen unter dem Niveau von vor zehn Jahren und der Staatskonsum habe liber
25 Prozent zugelegt.
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Hamburger Abendblatt 06.11.2025

" Leonie Urbanczyk

Hamburg. Immer mehr Kandida-
ten, bei gleichzeitig weniger Lehr-
stellen — aufl dem Hamburger Aus-
bildungsmarkt herrscht cin massi-
ves Ungleichgewicht. Obwohl es
nach wie vor mehr Lehrstellen als
Bewerber gibt und ein erheblicher
Anteil an Plitzen unbesetzt bleibt,
stehen dennoch viele junge Men-
schen nach ihrem Schulabschluss
ohne Ausbildungsvertrag da. Die-
se Diskrepanz spiegelt sich in den
aktuellen Zahlen wider.

.Die Nachfrage nach einer dua-
len Ausbildung war iiber das gan-
ze Jahr anhaltend hoch, sagt
Sonke Fock, Chef der Hamburger
Agentur fiir Arbeit. Das zeigt sich
auch in der Gesamtzahl: Im Sep-
tember wurden in Hamburg 8077
Bewerber registriert - ein Plus von
1039 Personen im Vergleich zum
Vorjahr, was eimem Zuwachs von
14,8 Prozent entspricht. Dennoch
seien 1408 Interessierte (17,4 Pro-
zent) nicht vermittelt worden.

Dennoch bleiben 950
Ausbildungsstellen
unbesetzt und 1400
Ausbildungssuchende
ohne Vertrag.

Sinke Fock
Chef der Agentur fur Arbeit Hamburg

Aktuell sind bei der Arbeitsagen-
tur 10.182 freie Ausbildungsplitze
gemeldet, ein Riickgang von
knapp vier Prozent im Vergleich
zum Vorjahr. ,Dennoch bleiben
950 Ausbildungsstellen unbesetzt
und 1400 Ausbildungssuchende
ohne Vertrag®, sagt Fock und be-
zeichnet dies als ,Mismatch® in
einem eigentlich verldsslichen
Ausbildungs- und Bewerbermarkt.

Trotzdem gebe es in Hamburg
weiterhin mehr angebotene Lehr-
stellen als Bewerber, doch die
Zahl an jungen Menschen ohne
Vertrag nimmt zu. Woran liegt
das? ,Die Griinde dafiir sind viel-
faltig*, sagt Fock. Dazu zéhle ein
unzureichender Schulabschluss
oder ungeniigende Sprachkennt-
nisse, die den notwendigen Anfor-
derungen der Unternehmen nicht
entsprichen. Hinzu komme, dass
viele Schulabgiinger sich zu wenig
auf andere Ausbildungsberufe jen-
seits ihrer Wunschberufe einlas-

Junge Hamburger aufgepasst =
diese Ausbildungen haben Zukunft

Zahl der Lehrstellen ist rickliufig, doch die Bewerber werden mehr.
Inwelchen Bereichen man noch einen Ausbildungsplatz findet.

sen wiirden, sagt der Agenturchel.

Wahrend Sascha Schneider, Vi-
zeprises der Handelskammer
Hamburg, im April dieses Jahres
noch von einer angespannten La-
ge auf dem Ausbildungsmarkt
sprach, sieht die Situation inzwi-
schen besser aus. Das zeige das
Plus bei den neuen Lehrvertriigen,
sagt Schneider: | Trotz wirtschaft-
licher Unsicherheiten setzen viele
Betriecbe bewusst auf Nach-
wuchs.“

Allerdings bleiben Herausforde-
rungen - bis Anfang November
konnten 1800 Lehrstellen nicht

besetzt werden. Um dics zu dn-
dern, setzt die Handelskammer
auf Kennlern-Veranstaltungen, ei-
ne virtuelle Lehrstellenbérse oder
dirckte Einblicke in die Berufe,
mithilfe von Virtual Reality, Ziel
sel es zu zeigen, dass die duale
Ausbildung ebenfalls Perspektiven
biete und eine echte Alternative
zum Studium darstelle, sagt
Schneider. ]

Auf einem stabilen Niveau ent-
wickelt sich die Lehrstellensitua-
tion beim Handwerk in Hamburg:
WMit dreizehn Vertrdgen mehr als
im Vorjahr ist das ein kleines Plus

von 0,6 Prozent”, sagt Bedra Du-
ric, Vizeprisidentin der Hand-
werkskammer Hamburg. Aller-
dings fehle es weiterhin an quali-
fizierten Fachkréften, inshesonde-
re Blick auf das Hamburger Kli-
maneutralititsziel 2040, sagt die
Vizeprisidentin.

Besonders betroffen sei das Kli-
mahandwerk: Wir benétigen
noch viel mehr Anlagenmechani-
ker, Dachdeckerinnen, Schorn-
steinfeger und Elektronikerin-
nen®, sagt Duric. Aber auch in
klassischen Dienstleistungsberu-
fen fehle es an Expertise, Es miis-

se jetzt der Nachwuchs [ilr B4-
cker, Augenoptiker und Friseure
ausgebildet werden, sagt sie. Um
den zuvorkommen, hat die Hand-
werkskammer laut Duric die Pro-
jektkapazititen in der Nach-
wuchsgewinnung ausgebaut. Zu-
siitzlich werde versucht, mehr
Frauen fiir eine handwerkliche
Ausbildung zu gewinnen.

Laut Tanja Chawla, Vorsitzende
des Deutschen Gewerleschafts-
bundes (DGBY, ist die Zusammen-
arbeit aller Unternehmen ent-
scheidend: ,Die Zeit zum Ausbil-
den ist genau jetzt und muss

Sinke Fack, Chef der Agentur
filr Arbeit Hamburg, spricht mit
Blick auf den Aushildungs-
markt von einem ,,Mismatch®,

Warplo Hermande:

durch eine umlagefinanzierte Aus-
bildungsgarantic intensiviert wer-
den.” .

Fiir Chawla kdnne der von de
Unternehmen aufgezeigte Fach-
kriftemangel jedoch nur mit ei-
nem Mix aus Ausbildung, giinsti-
gem Wohnen und anderen guten
Rahmenbedingungen erreicht wer-
den. Zusétzlich sefen fiir eine mit-
telfristige Deckung des Bedaris
Einwanderung und Qualifizierung
wichtig. SchlieRlich lag der Anteil
an Hamburger Auszubildenden
mit einer nicht-deutschen Natio-
nalitit im September 2024 bei gut
18 Prozent. ‘

Statt auf eine klassische betrieb-
liche Aushildung, setzt Reinhold
von Eben-Worlée, Vizeprasident
des Unternchmensverbands UV
Nord, auf die duale Ausbildung:
+Die jungen Menschen haben
schon frithzeitig die Maglichkeit,
die berufliche Praxis durch ver-
schiedene Praktika in Unterneh-
men zu erleben® Dies sei ein
Sprungbrett in ein erfolgreiches
Arbeitsleben.

Dass die berufliche Bildung an
Interesse gewinnt, zeigen eben-
falls die Zahlen. 17,725 junge
Menschen und damit 1,8 Prozent
mehr als im Verjahr beginnen so
in diesem Jahr ihre Ausbildung.
+Eine positive Tendenz, iiber die
ich mich sehr freue®, sagt Ksenija
Bekeris (SPD), Senatorin fiir
Schule, Familie und Berufshil-
dung. Sie appelliere an die Betrie-
be, mehr Auszubildende einzustel-
len und schon Jugendlichen ver-
schiedene Praktika zu ermdgli-
chen: , Ich ermuntere alle Jugend-
lichen, ihre Chancen zu ergrei-
fen.

Entwicklung der Auszubilden-
denzahlen in Hamhurg

Auszubildende insgesamt*
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Freie Bahn fiir die A 20: BUND
verzichtet auf Klage gegen Weiterbau

Land und Umweltverbdnde einigen sich nach langem Streit (iber Fledermausschutz — Beginn bis Sommer 20267

VON CHRISTIAN HIERSEMENZEL

KIEL/BAD SEGEBERG. Im jahre-
langen Streit um den Weiter-
bau der Autobahn 20 bei Bad
Segeberg liegt eine Einigung
vor. Wie Vertreter der Landes-
regierung sowie der beiden
Umweltverbdnde BUND und
Nabu gestern verkiindeten,

wird auf eine Klage gegen den

zehn Kilometer langen Stre-
ckenabschnitt verzichtet. Da-
mit ist das Projekt baureif.
»Damit 16sen wir unser Ver-
sprechen ein, die Menschen in
und um Bad Segeberg von

L&rm, Abgasen und Autoko-

lonnen zu erlgsen”, sagte Mi-
nisterprasident Daniel Giin-
ther (CDU) nach Unterzeich-
nung der Vereinbarung. Fir
das ,wichtigste Verkehrspro-
jektin Schleswig-Holstein* mit
einer Bedeutung weit iiber die
Landesgrenzen hinaus sei das
der Durchbruch, sagte Giin-
ther. ,Fiir die Region, das Land

Seit vielen Jahren.endet die A20
vor der Stadtgrenze von Bad Se-

geberg. FOTO: AXEL HEIMKEN
und die Wirtschaft ist das eine
groBartige Nachricht.”

Der Bundestag muss die fi-
nanziellen Mittel freigeben.

* Bundesverkehrsminister Pat-

rick Schnieder (CDU) wies aber
auf die drei Milliarden Euro
hin, die aus dem Sonderverma-
gen fiir Bundesfernstrafien mo-
bilisiert werden sollen. Man
werde das Versprechen halten,
sich um die Finanzierung zu

kiimmern, sobald es bestands-
kraftiges Baurecht gibt. ,Mein
Haus plant, Baufreigaben fiir
alle Projekte, die baureif sind,
sehr zeitnah zu erteilen, sobald
sich der Haushalt konkretisiert
hat”, so Schnieder. ,Dies gilt
auch fiir die A20." Die Projekt-
gesellschaft Deges strebe den
Baustart in der ersten Halfte
des kommenden Jahres an,
hieB es. ,Unser Ziel ist es, dass

ab 2031 weder die Pendlerin- '

nen und Pendler, noch der Gii-
terverkehr oder die Géste der
Karl-May-Spiele vor Bad Sege-
berg im Stau stehen”, sagte
Giinther.

Im Mittelpunkt der Ver-
handlungen standen Forderun-
gen von Umweltschiitzern zur
Sicherung der Fledermaus-
Flugrouten zur Segeberger
Kalkberghghle sowie MaBnah-
men zum Schutz des Travetals.
Wahrend das Land mit 14 Mil-
lionen Eurodie Griindung einer
Fledermaus-Stiftung  finan-

Schleswig-Holsteinische Landeszeitung 24.10.2025

Fast jeder Vierte arbeitet von zu Hause

Immer mehr Schleswig-Holsteiner sind im Homeoffice aktiv - doch die Wirtschaft warnt vor negativen Folgen

Inga Gercke

kieL Homeoffice hat sich in
Schleswig-Holstein etabliert.
Laut Statistikamt Nord arbei-
ten 22,9 Prozent der Béschaf-
tigten regelméflig von zu Hau-
se-leichtmehr als im Bundes-
durchschnitt (22,7 Progent).
Im Vergleich der Lander beleg-
te der Norden Platz 6. Wih-
rend Hamburg (35,6 Prozent)
-und Berlin (31,2) die héchsten
Quoten aufweisen, ist Sach-
sen-Anhalt  (10,9) Schluss-
licht. Seit 2021 bleibt die Quo-
te im‘Land relativ konstant.
Fiir Claudia Buengeler, Pro-
fessorin fiir Personalmanage-
ment und Organisation an der
Universitit Kiel, zeigt die Quo-
te vor allem die ,,Stabilit#it der
hybriden Arbeit“. Es sei ,kein
Randphédnomen, sondern ist
mittlerweile etabliert”. Dies
deute auf gute Erfahrungen
hin ,sowie dass der Wunsch,
flexibler zu arbeiten, eher
dauerhafter angelegt zu sein
scheint®, so Buengeler.

Auch die THK sieht Homeof-
fice' als ,,Ausdruck einer zu-
nehmenden Flexibilisierung”
und Hilfe im Fachkriftewett-

“bewerb, so Sprecher Karsten

won Borstel. ,Umgesetzt wird,
was hilft, den Personalbestand

MEINUNG

zu sichern - und dabei spielt
‘Homeoffice eine wichtige Rol-
le“, sagt er. Gleichzeitig warnt
er vor einem ,Fairness-The-
ma“; Nicht jeder kénne im Ho-
meoffice arbeiten. Und per-
sonliche  Zusammenarbeit

ziert, iibernimmt der Bund die
Kosten der Travetal-Projekte.
BUND-Landesgeschafts-

fiihrer Ole Eggers duBerte sich
verhalten. Man habe zwischen
dem Angebot einer Landesstif-
tung und der Klage-Aufrecht-
erhaltung abwdgen miissen.
.Unsere Klage hdtte wieder
gute Erfolgschancen -gehabt”,
sagte Eggers. , Aber bis zur Ge-
richtsentscheidung wéren ver-
mutlich Jahre vergangen—Jah-
re, in denen die Flugkorridore

o'

FOr die Region,
dasLand und
die Wirtschaft
ist das groBartig.

Daniel Giinther (CDU),
Ministerprésident

bleibe entscheidend - fiir
Teamdynamik, kreative Pro-
zesse und die Ausbildung, Se-
bastian Schulze vom Unter-
nehmensverband Nord sieht

dieses Spannungsfeld: ,Ge--
fithlt horen wir aus den Unter-

Weitere Regeln sind nicht sinnvoll

figer oder gar nur noch

mobil zu arbeiten, allen
voranZeit-und Geldersparnis
durch den Wegfall von Pen-
delwegen. Meist geht damit
auch eine Arbeitszeitflexibili-
tit einher; diese Stressmini-
mierung fordert die Work-Li-
fe-Balance und somit die Ge-
sundheit. Auch Arbeitgeber
profitieren vom mobilen

E s gibt gute Griinde, hiu-

Arbeiten, etwa dadurch, dass

der Fachkriftemarkt nicht
mehr regional begrenzt ist.

GERRIT BASTIAN
MATHIESEN

gma@shz.de

Doch nicht jeder Job ist da-
fiir geeignet - und nicht jeder
Mitarbeiter. Wahrend sich die
einen sehr gut daheim kon-
zentrieren kdnnen, sind ande-
re schnell abgelenkt; manche
arbeiten strukturiert, andere
sind mit der Selbstorganisa-

tion iiberfordert. Soziale Iso-
lation, stockende Kreativpro-
zesse, unsichere Datenver-
arbeitungen, mangelnde Aus-
bildungsméglichkeiten - es
gibt gute Griinde fiir das
Homeoffice, aber ebenso
auch gute dagegen.

Woas wir deshalb nicht brau-
chen, sind weitere Regeln
oder gar Rechtsanspriiche. So
individuell die Menschen und
die Jobs, so individuell sollte

*auch der Arbeitsrahmen fést-

gelegt werden konnen.

der Fledermduse zugebaut
werden und Tiere sterben.”
Der Vorstand des Naturschutz-
verbands habe deshalb in den
Weiterbau - eingewilligt. Der
BUND wird neben dem Land
und der Christian-Albrechts-
Universitédt einen der drei eh-
renamtlichen Vorstdnde in der
Fledermaus-Stiftung stellen.

Wirtschaftsvertreter begri-
Ben die Entscheidung, ,Der
Knoten ist nach 16 Jahren Still-
stand endlich geplatzt”, sagte
Philipp Murmann vorn UV Nord.
SPD-Vize Ulf Kampfer bezeich-
nete esbeialler Freude als prob-
lematisch, dass sich die Landes-
regierung gezwungen sehe,
dem BUND sein Klagerecht auf
Kosten der Steuerzahler fiir 14
Millionen abzukaufen. ,Diese
Freikaufpolitik darfnicht Schule
machen, auch wenn der BUND
Gutes fiir den Artenschutz aus-
handeln konnte."

» KOMMENTAR | 2, MEHR | 30

nehmen hiufiger, dass die Ho-
meoffice-Nutzung reduziert
wurde. Der Wunschnach einer
grofiziigigen Homeoffice-Nut-
zung auf Seite der Arbeitneh-
menden ist aber nach wie vor
ungebrochen hoch.“ Unter-
nehmen hitten vor allem zwei
Dinge festgestellt: Erstens
schade viel Homeoffice der
Mitarbeiterbindung, der Inno-
vationsentwicklung und der
Teambildung. Zweitens seien
nicht alle Mitarbeiter ,ho-
meoffice-geeignet®, so Schul-
ze. Einigen fehle die Selbstdis-

_ ziplin fiir strukturiertes Arbei-

ten, andere machten sich im
Homeoffice zu viel Stress.
Laura Pooth, Vorsitzende
des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds Nord, fordert
einen ,verbindlichen Rechts-
rahmen fiir freiwilliges und ge-
sundheitsgerechtes  mobiles
Arbeiten®, Ziel sei es, Beschif-
tigte vor Uberlastung und
einer Entgrenzung der Arbeit
zu schiitzen.
Schleswig-Holstein
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- Klima-Votum spaltet den Norden

Hémburger\VoIksentscheid: Wirtschaft flirchtet Deindustrialisierung, Kieler Umweltminister sieht Chancen

Carlo Jolly

HAMBURG/KIEL Nachdem mehr
als 300,000 Hamburger am
Sonntag beim Volksentscheid
fiir mehr Klimaschutz , ge-
| stimmt haben und lediglich
gut 267.000 dagegen, muss
| der rot-grine Senat mehr
Tempo int der Energie-, Um-
welt- und Verkehrspolitik ma-
chen und die Klimaneutralitét
in Hamburg nun um fiinf Jah-
re auf 2040 vorziehen. Kurz-
fristig sieht der Senat aber kei-
ne Notwendigkeit, seine Kli-
maschutzziele  nachzubes-
sern. i
In Politik und Verbénden in
Schleswig-Holstein hat der
w»Zukunftsentscheid unter-
schiedliche Reaktionen her-
vorgerufen. Der Volksent-
* scheid zeige, dass es Mehrhei-
ten fiir mehr Klimaschutz ge-
be, sagte der Kieler Energie-
-~wendeminister Tobias Gold-
schmidt: ,,Die Menschen wol-
len eine gute Zukunft fiir sich
und fiir nachfolgende Genera-

tionen. Sie wollen mit giinsti-
gen Offentlichen Verkehrsmit-
teln unterwegs sein, sich mit
erncuerbaren Energien ver-
sorgen und gut und giinstig in
sanierten Wohnungen leben.“
Gemeinsam konnten Ham-

MEINUNG

burg und Schleswig-Holstein
zeigen, dass der Weg zur Kli-
maneutralitdt 2040 mit riesi-
gen Chancen verbunden sei.
Fiir Unternehmerprisident
Philipp Murmann vom UV
Nord ist der Entscheid ,ein

s

Sieg ohne echte Gewinner“j
Das Ja zum Zukunftsent:
scheid sei fiir die Wirtschaft,
und den Wirtschaftsstandort
eine Hypothek. ,Die damit
neu geschaffene Unsicherheit|
ist Gift fiir Investitionen und|

Klare Kante gegen Klimaleugner

T rifft zu, wovor die grofle

Mehrheit der Klimafor-

y scher seit Jahren warnt, f;r:'\?

steuert die Erde auf eine Er- :

wirmung mit dramatischen jol@shz.de

Folgen zu. Tn Hamburg haben

die Einwohner deshalb per !

Volksentscheid engagierteren  burger mit Tempo 30 im Stra-

Klimaschutz gewihlt. Sowird ~ fenverkehr biiflen? Wie Met-

die direkte Demokratieinder  ropolen mit neuen Ideen zur

kleinen Hansestadt auchzum  Mobilitit mit Bahn, Bus, Fahr-

Votum gegen die groflen KIi-  rad und in der City eben we-

maleugner im Weiften Haus niger Autos auch Lebensqua-

und anderswo. . litdt in der Stadt verbessern
Und nun? Miissen die Ham-  und damit Besucher anzichen,

kann sich jeder in Paris, Ko-

- penhagen, Amsterdam oder

Barcelona ansehen.

Und Schleswig-Holstein? Ist
auf einigen Feldern wie der
Okostromerzeugung viel wei-
ter als Hamburg, Auch bei den
Energienetzen kommt der
Norden voran. Bezahlbare
Wohnungen mit Top-Ener-
gieeffizienzsind dagegenschon
schwieriger zu erreichen. Das
Ziel, in 15 Jahren klimaneu-
trales Wirtschaftsland zu sein,
ist und bleibt ambitioniert.

Arbeitspléitze in der Stadt, ins-
besondere im industriellen
Bereich®, erklirte Murmann
weiter; HKlimaneutralitat
durch stark voranschreitende
Deindustrialisierung wire fa-

| tal fiir den Standort“

Der Umweltverband BUND
indes sieht im' Ergebnis Rii-
ckenwind fiir Schleswig-Hol-
stein: ,Wenn Hamburg klima-
neutral werden will, klappt das,
nur mit erneuerbaren Ener-
gien aus seinen Nachbarlin-
dern®, so Sprecherin Sina Clo-
rius. Auch Moorflichen und
Niederungen an den Elb-Zu-
fliissen, die dringend renatu-
riert werden miissten, um
CO2 zu binden, lgen zum
groflen Teil an den Stadtrin-
dern.

In der schleswig-holsteini-
schen Staatskanzlei von Mi-
nisterprisident Daniel Giin-
ther (CDU) hieR es knapp,
man kommentiere Volksent-
scheide anderer Bundeslédnder
nicht.

Hamburg
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~~Hamburger Senat:

LWir haben

jetzt das ehrgeizigste Klimaziel

Nach Mehrheit fiir
Zukunftsentscheid:

che Obergrenzen zum Kohlendi-
oxid-AusstoR vor, formuliert aber
keine konkreten MalRnahmen.

Biirgermeister Peter Tschent-

- Mafinahmen sollen scher (SPD) hat bei einer kurzfris-
erst 2030 folgen, i tig einberufenen Pressekonferenz
schnelle Anderungen ausgeschlos-

sen. Das Ziel des Senats und die

Matthias lken bisherige gesetzliche Vorgabe,

Hamburg. Das Votum fiel anders
aus, als der Senat gehofft hatte:
Eine Mehrheit von 53,2 Prozent
(303.936 Stimmen) hat den Zu-
kunftsentscheid angenommen.
Die Wahlbeteiligung lag bei 43,7
Prozent. Der Volksentscheid
»Hamburg testet Grundeinkom-
men“ hat das nétige Quorum am
Sonntag hingegen verfehlt.
Das Ergebnis ist fiir den Senat
' bindend. Nach dem erfolgreichen
Volksentscheid muss Hamburg
bereits 2040 klimaneutral sein.
Der Senat hatte wie der Bund bis-
her das Jahr 2045 angestrebt, Eu-
ropa das Jahr 2050. Der Gesetz-
entwurf der Initiative sieht jahrli-

dass in Hamburg die CO,-Emis-
sionen im Vergleich zu 1990 bis
zum Jahr 2030 um, 70 Prozent re-
duziert werden sollen, blieben be-
stehen, sagte der SPD-Politiker im
Rathaus. ,Das ist deshalb wichtig
zu erwéhnen, weil der Volksent-
scheid dadurch nicht zu kurzfris-
tigen neuen Maflnahmen fiihrt,

Peter Tschentscher und Katharina
Fegebank am Montag.

Roland Magunia

sondern der Senat die bestehen-
den Planungen fiir die aktuelle
Legislatur grundsétzlich unverin-
dert fortfithren kann.“
Grundlegende und weitreichen-
de Anderungen durch den Volks-
entscheid folgten erst von 2030
an. Konkrete Mafnahmen oder
Verschirfungen kiindigte der Biir-
germeister noch nicht an. Wie das
Ziel erreicht werden kénne, miis-
se nun geplant werden. ,Wir ha-
ben jetzt das ehrgeizigste Klima-
ziel“, stellte die Zweite Biirger-

meisterin Katharina Fegebank

(Griine) niichtern fest. Ob es ge-
lingt, sei unklar. Laut Senat sei ei-
ne Klimaneutralitit bis 2040 un-
ter der Maligabe der Sozialver-
traglichkeit und Bezahlbarkeit
nur moglich, wenn dafiir die ent-
sprechenden Voraussetzungen auf
Bundesebene geschaffen wiirden.

Fegebank betonte, es gebe jetzt
keinen Grund, ,hektisch zu wer-
den oder in Aktionismus zu ver-
fallen“. Sie gratuliert der Initiati-
ve, betonte aber angesichts des

knappen Ergebnisses: ,Wir rei-
chen Befiirwortern wie Gegnern
des Zukunftsentscheids die Hand.
Wir wollen.und miissen das als
Stadt gemeinsam umsetzen.“

Die Klimabewegung Fridays for
Future wertet den erfolgreichen
Volksentscheid auch als Antwort
auf die Klimapolitik der Bundes-
regierung. Lou Tollner, Spreche-
rin des Zukunftsentscheids, sagte:
»2Hamburg hat Geschichte ge-
schrieben. Die Mehrheit hat fiir
einen transparenten und sozialen
Klimaschutz gestimmt.“

Scharfe Kritik kam vom Unter-
nehmensverband UV Nord. ,Das
Ja zum Zukunftsentscheid ist fiir
die Wirtschaft und den Wirt-
schaftsstandort eine Hypothek
auf die Zukunft“, sagte Prisident
Philipp Murmann. ,Die damit
neu geschaffene Unsicherheit ist
Gift fiir Investitionen und Arbeits-
plétze in der Stadt, insbesondere
im industriellen Bereich.“

S. 6 bis 9 Leitartikel und Berichte
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Matthias lken

Hamburg. Auf den letzten Metern
wird der Wahlkampf um die Stim-
men zum Zukunftsentscheid noch
richtig heiR. Wihrend die Befiir-
worter von Haustlir zu Haustiir
ziehen wollen, hat sich ein breites
politisches Biindnis gebildet, das
den Hamburgern rét, den Volks-
entscheid abzulehnen. In dem
tiberparteilichen Aufruf ,Nein zu
beiden Volksentscheiden® ziehen
SPD, CDU und FDP an einem
Strang - die Landesvorsitzenden
ziihlen zu den Erstunterzeich-
nern. Von den Griinen ist kein
Spitzenpolitiker vertreten.

In der Erklirung, initiiert vom
SPD-Politiker Andreas Dressel
und AGA-Hauptgeschéftsfithrer
Volker Tschirch, geht es um die
Volksentscheide zum bedingungs-
losen Grundeinkommen und zum
Klimaschutzgesetz. Allerdings
diirfte der Aufruf vor allem auf
den Zukunttsentscheid zielen.
Lange hatté die Politik gehofit,
das Thema kleinzuhalten, Ange-
sichts der erfolgreichen Mobilisie-
rung durch die Umweltschiitzer
ist dieser Ansatz gescheitert. Bis
jetzt hatten schon rund 300.000
Hamburger per Briefwahl abge-
stimmt. Um erfolgreich zu sein,
benotigt der Zukunftsentscheid
die Mehrheit und knapp 264.000
Jastimmen.

Das scharfere
Klimaschutzgesetz wird
zu einer Polarisierung
fuhren. Es wird viele
Menschen geben, die
sich abgehéngt fiihlen.

Andreas Dressel,
SPD-Politiker

Die Gegner argumentieren, die
Stadt sei bereits auf dem richtigen
‘Weg: ,Hamburg verfolgt bereits
chrgeizige Ziele, eingebettet in die
deutsche Klimastrategie, Deutsch-
land will als Vorreiter bis 2045 kli-
maneutral werden - fiinf Jahre
friiher als Europa®, heillt es in der
Erkldrung. Hamburg strebe eine
Reduktion der CO,-Emissionen
um 70 Prozent bis 2030 an, bis
2040 sollen Verwaltung und of-
fentliche Unternehmen klimaneu-
tral arbeiten. Als Stadt will Ham-
burg spitestens 2045 klimaneutral

werden - ,aber so, dass es fiir Un-

ternehmen und Biirger auch ohne

Prominente aus Politik, Wirtschaft
und Sport werben fiir ein Nein

Parteiiibergreifendes Biindnis stellt sich gegen den Zukunftsentscheid und das Grundeinkommen.
Vorsitzende von SPD, CDU und FDP unterzeichnen.

unzumutbare Hirten* machbar
sei.

Deutlich féllt die Kritik an einer
gewissen inhaltlichen Luftiglkeit
aus: ,Wenn Sie die Unterlagen
zum Volksentscheid lesen, wer-
den Sie Informationen dariiber,
was ein harter gesetzlicher Weg
zu einer zwingend vorgezogenen
Klimaneutralitit bis 2040 konkret
fiir alle in Hamburg bedeutet, ver-
geblich suchen. So werden die
Biirger im Unklaren gelassen — ge-
nauso wie mit dem unverantwort-
lichen Versprechen, dass den Biir-
gerinnen und Biirgern und den
Unternehmen aus diesem Weg un-
mittelbar keine Kosten entste-
hen.* Zugleich verweisen die Un-
terzeichner auf das Gutachten der
Umweltbehdrde.

Demnach miissten bis 2040 al-
le Gas- und Olheizungen in der
Hansestadt zwangsweise stillge-
legt werden. Mehr als 15 Milliar-
den Euro zusitzlich wiren allein

im Geb&udebestand fiir das Vor-
ziehen der Klimaneutralitit auf
2040 notig, ein groler Teil von
den Mietern zu bezahlen. Auch
weitreichende Fahrverbote fiir
Verbrenner und Tempo 30 in der
gesamten Stadt waren die Folge.
»Das geht an der Lebenswirklich-
keit vieler Hamburgerinnen und
Hamburger vorbei. So droht der
Volksentscheid, gesellschaftliche
Spannungen zu verschirfen statt
zu efnen.“

Weiter heiRlt es: ,Mit schlechten
Klimaschutzgesetzen, das haben
wir schon beim Heizungsgesetz
gesehen, wiirden sich Abwehrhal-
tungen und Radikalisierungen
verstirken. Das ist das Letzte, was
Hamburg und Deutschland jetzt
brauchen.“ Der Volksentscheid
zwinge die Stadt in ein starres
Korsett, das enorme Zusatzkos-
ten, soziale und wirtschaftliche
Hiirten sowie politische Enttiu-
schungen mit sich bringe.

Zum Grundeinkommen erklé-
ren die Protagonisten: ,Ein soli-
darisches Gemeinwesen zeichnet
sich dadurch aus, dass jeder im
Rahmen seiner Méglichkeiten
auch etwas dazu beitrigt. Arbeit
ist Teilhabe. In einer Zeit des Ar-
beits- und Fachkriiftemangels eine
solche Pramie fiir keine oder we-
niger Arbeit aus Steuergeld zu
zahlen, ist daher ein falscher An-
reiz. Der Versuch sei teuer und
nutzlos.

Zu den Erstunterzeichnerinnen
gehiren fast alle SPD-Senatoren,
allerdings jeweils in ihrer Partei-
rolle: Andreas Dressel, Karen
Pein, Melanie Leonhard, Carsten
Brosda, Ksenija Bekeris und Andy
Grote. Sozialsenatorin Melanie
Schlotzhauer, die kein Parteiamt
innehat, fehlt. Zudem sind die
Parteivorsitzenden Dennis The-
ring, (CDU), Finn Ole Ritter
(FDP) und Nils Weiland (SPD)
auf der Liste vertreten.

. Als aktiver Gewerkschafter sagt
Jan Koltze, Leiter IGBCE Bezirk
Hamburg/Harburg, Nein — aber
auch die langjihrigen Gewerk-
schaftsvorsitzenden Wolfgang Ro-
se, einst Landesbezirksleiter bei
Verdi, Uwe Grund, Ex-DGB-Chef
in Hamburg, und Frank Teichmiil-
ler, Bezirksleiter der 1G Metall Be-
zirk Kiiste. Nun unterstiitzt Ver.di
den Volksentscheid, der DGB hat
sich nicht klar positioniert.

Auch der Sport ist sich nicht ei-
nig: Der FC St. Pauli unterstiitzt
den Zukunftsentscheid; Christian
Okun als Président des Hambur-
ger FuRballverbands zihlt zu den
Erstunterzeichnern der Gegener-
kldrung. Bei den Wohnungsver-
biinden haben sich die Genossen-
schaften um Andreas Breitner,
dem Direktor des VNW, und Vere-
na Herfort, die Geschiftsfithrerin
der mittelstindischen Immobili-
enwirtschaft, angeschlossen.

Fast eintréichtig haben hochran-

Fi
ist einer der Initiatoren des
iiberparteilichen Aufrufs ,Nein
2u beiden Volksentscheiden®,

Marcelo Hemandez

gige Vertreter der Wirtschaftsver-
béande den Aufruf zum Doppel-
Nein unterzeichnet: Dabei sind
der Unternehmensverband Nord,
der AGA Unternehmensverband,
der Industrieverband Hamburg,
Nordmetall, der Norddeutsche
Baugewerbeverband, der Verband
Die Familienunternehmer Ham-
burg, Die Jungen Unternehmer,
der Verein Hamburger Spediteu-
re, der Einzelhandelsverband, die
MIT Mittelstands- & Wirtschafts-
union, der Wirtschaftsrat der
CDU, der Junge Wirtschaftsrat.
Ebenfalls zu den Unterzeichnern
gehort Jorg Miiller-Lietzkow, Pré-
sident der HafenCity Universitit.

Fiir den Zukunftsentscheid hat-
ten sich Hamburger Vereine und
Institutionen wie der Mieterver-
ein, der FC St. Pauli, Ver.di, das
Schauspielhaus, Kampnagel oder
die Kunsthalle, Greenpeace, der
BUND und Nabu, aber auch Un-
ternehmen wie Patagenia oder
Carlsberg starkgemacht. Zudem
unterstiitzen Kiinstler die Initiati-
ve.
Die [Initiative Zukunftsent-
scheid reagierte prompt. ,Erst
letzte Woche hat der in Hamburg
stattfindende Extremwetterkon-
gress darauf hingewiesen, dass wir
aus allen wissenschaftlichen Kli-
mamodellen fliegen und bereits
2050 bei einer Drei-Grad-Erwir-
mung landen‘, sagte Pressespre-
cherin Lou Tollner. ,,Die Zeit, die
wir einmal meinten zu haben, ha-
beri wir tatséchlich nicht. Deshalb
ist die Verbesserung unseres Kli-
maschutzgesetzes so notwendig.*

Tollner zitiert den Hamburger
Klimabeirat: , Er weist seit Jahren
darauf hin, dass das Klimaschutz-
gesetz eine eklatante Regelungslit-
cke bei Zwischenzielen und
Nachsteuerung aufweist.“ Es sei
bekannt; dass Klimaschutz immer
dann Widerstand hervorrufe,
wenn er konkret wird. Scharf kri-
tisiert sie die SPD: Dass sich eine
Woche vor dem Volksentscheid
SPD-Senatoren an einer solchen
Erklirung beteiligten, st ein kla-
rer Bruch der Neutralititspilicht,
respektlos gegeniiber direktdemo-
kratischen Verfahren und ein Of-
fenbarungseid, denn der Zu-
kunftsentscheid soll ja gerade ih-
re Politik kontrollierbar machen®.
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Wann ist Russland bereit fiir
einen Krieg gegen die Nato?

Kieler Wehrtechnik-Dialog - Miniéterpr'asident mit (iberraschenden Erkenntnissen

Carlo Jolly

kieL Europa und die Nato
brauchen die Besonnenheit,
nicht auf jede russische Pro-
vokation zu reagieren. Das
erklirte Generaloberstabs-
arzt Nicole Schilling, Stell-
vertreterin des Generalins-
pekteurs Carsten Breuer, am
Mittwochabend beim 17.
Wehrtechnik-Dialog im Kie-
ler Yacht-Club. Thre Vermu-
tung nach den jiingsten
Luftraumverletzungen  in
Polen und im Baltikum
durch Russland: ,Eine starke
oder unangemessene Reak-
tion hétte Président Putin
die Gelegenheit gegeben,
seinerseits zu eskalieren.”
Das russische Heer werde
im kommenden Jahr ver-
mutlich doppelt so grofi sein
wie im Jahr 2024, erklirte
Schilling weiter. In wenigen
Jahren sei es moglich, dass
Russland bereit wire, Krieg

gegen Nato-Staaten zu fiih-

ren: ,Kein Wunder, dass
unsere estnischen, letti-
schen und litauischen
Freunde sich bedroht fiih-
len“ - allemal, da Putin den
Zerfall der Sowjetunion als
grofite Katastrophe des 20.
Jahrhunderts ansehe.

Russland setzt L
auf Wegwerfagenten

Putin setze auf sogenannte
Wegwerfagenten fiir Einzel-
einsitze, One-way-attack-
Drohnen seien glinstig in
Massen herstellbar, und
Russland habe am Ende des
Kalten Krieges in den
1990er-Jahren  bestimmte

Fahigkeiten gar nicht aufge-
geben: ,Wenn fiir Putin die
Gelegenheit  giinstig  er-
scheint oder er sich einen
Vorteil verspricht, wird er
die Chance wahrscheinlich
nutzen®, sagte Schilling vor
mehr als 100 Vertretern von
Militdr, Riistungsindustrie
und Politik. ,,Die transatlan-
tische Partnerschaft ist und
bleibt der zentrale Pfeiler
der europdischen Sicher-
heitsarchitektur. Unsere
Gegner arbeiten zunehmend
arbeitsteilig und global.“

Hat Russland
sich iibernommen?

Politikwissenschaftler Joa-
chim Krause dagegen sprach
angesichts der nicht linea-
ren Kriegsfithrung Putins
davon, dass sich Russland
verschitzt habe. Nicht nur
die russische Armee habe
sich zahlenmiflig verdop-
pelt, sondern mit mittler-
weile 700.000 Soldaten auch
die Ukraine. Mit den Bemii-
hungen von Destabilisierung
bis zur Desinformation sei
Russland ebenso bereits im
politischen Krieg wie im
hybriden Krieg, also der Ge-
waltausiibung ohne ‘klare
Verantwortlichkeit. ,Russ-
land hat sich {ibernommen
und Putin verzweifelt®, sag-
te der Kieler Politologe.
Beim Austesten der Nato
durch Putin bewirkten des-
sen Drohnenangriffe im Ver-
gleich zu Bomben im Zwei-
ten Weltkrieg wenig.
Ministerprasident Daniel
Giinther wies auf das Tempo
hin, das in der Verteidi-

gungsfrage jetzt notwendig
sei: , Innerhalb von vier Jah-
ren miissen wir verteidi-
gungsfihig sein, Bundes-
wehr und Marine ausstatten.

.Da konnen wir uns keine

Reibungsverluste leisten.”
Bedenklich sei allerdings die
grofie politische Verunsiche-
rung in Teilen der Bevdlke-
rung angesichts von Cyber-
kriminalitit und Fake News
durch Michte, die die De-
mokratie destabilisieren
wollten. ,Jch bin erstaunt,
wie tumb unsere Bevolke-
rung zum Teil mit solchen
Bedrohungen umgeht. Da
miissen wir uns nicht mehr
wundern, wenn wir unter-
wandert werden. Wir miis-
sen alle intensiver auch
unsere Gesellschaft zusam-
menhalten, appellierte der
CDU-Politiker: , Nutzen Sie
alle Kontakte, die notwendig
sind.“

Arbeitgeberprisident Phi-
lipp Murmann von den
Unternehmensverbidnden
UV Nord hatte davor an die
mehr als 30-jdhrige Ge-
schichte des Arbeitskreises

- Wehrtechnik erinnert, zu

]

Solche Flugabwehrkanonenpanzer der Flensburger FFG - hier ir

dem sich 1993 - vier Jahre
nach dem Fall der Mauer
und mitten in der politi-
schen Entspannung - rund
20 Riistungsunternehmen in
Schleswig-Holstein zusam-
mengeschlossen hatten.
Heute, in einer ganz anderen
politischen Situation, z&hlt
der Arbeitskreis fast 9000
Beschiftigte und doppelt so
viele Unternehmen wie da-
mals: ,Wir haben auch neue
Technologien - und ganz
neue Herausforderungen.”
SWir alle erleben es®, er-
kldrte Murmann und fiihrte
aus: ,,Die hybriden Angriffs-
wellen schlagen langst auf
Europa ein, Manipulationen
und Desinformationskam-
pagnen, wohin man blickt.
Dazu Kommt Spionage,
Drohnen iiber Industriean-
lagen, Sabotagen von Daten-
kabeln und Energieleitun-
gen in der Ostsee, Cyberan-
griffe, Luftraumverletzun-

gen.“ Dass Russland in weni-
gen Jahren so weit aufgeriis-
tet habe, um die Belastbar-
keit der Nato testen zu kén-
nen, sehe und hére man auf
allen Kandlen.

einer Sonderlackierung fur eine Messe - sollen unter anderer

Drohnen abwehren kénnen.

Foto: Flensburger Fahrzeugbau-Gesellschafi
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~ ,Es geht um ein echtes Austesten der Nato“

Provokationen durch Jets und Drohnen: B‘éim Wehrtechnik-Dialog in Kiel wird iber die Bedrohung.dumh Putin diskutiert

VON ULRICH METSCHIES

KIEL. Sie ist eingesprungen fir
General Carsten Breuer, der
dringend in Berlin beschaftigt
ist. Kann man verstehen in die-
sen Tagen mit taglich neuen
Nachrichten tiber Verletzungen
des Nato-Luftraums. Doch Ge-
neraloberstabsarzt Nicole Schil -
ling, Stelivertreterin des Gene-
- ralinspekteurs der Bundeswehr,
liefert einen Vortrag ab, von
dem sich viele beim 17. , Wehr-
technik-Dialog” am Mittwoch-
abend im Hotel Kieler Yacht
Club beeindruckt zeigen. ,Es
gibt keinen Automatismus fiir
einen grofen Krieg*, sagt Schil-
ling: , Aber wenn Russland sich
einen Vorteil verspricht, wird es
diese Moglichkeit nutzen.

Spatestens mit der engen
Taktung von Provokationen
durch Jets und Drohnen, miisse
jedem klar geworden sein, dass
es Moskau nicht um einen re-
gionalen Krieg gehe, sondern
,um ein . echtes Austesten der
Reaktionsfahigkeit .der Nato".
Putin halte den Zerfall der Sow-
jetunion fiir die gréfite geopoliti-
_sche Katastrophe des 20. Jahr-
hunderts: ,Entsprechend groB
ist die Bedrohung friiherer Sow-
jetrepubliken oder Finnlands. “
Wie reagieren auf immer
neue Nadelstiche? Wann ist
eine Grenze iiberschritten, so-
dass nur der Abschuss eine ad-
dquate Antwort ware? Wahrend
Schilling auf den Kurs der Bun-
desregierung verweist — sofort
die Prdsenz der Nato belegen
und Jets aufsteigen lassen,
gleichzeitig aber Besonnenheit
zeigen — fordert der Kieler Poli-
tikwissenschaftler und Sicher-

LEs gibt keinen Automatismus fiir einen groBen Krieg", sagt Generaloberstabsarzt Nicole Schilling, Stellvertreterin des Generalinspekteurs der
Bundeswehr: ,Aber wenn Russland sich einén Vorteil verspricht, wird es diese Moglichkeit nutzen.”

heitsexperte  Prof. Joachim
Krause mehr Harte: , Wer einen
Krieg verhindern will, muss zur
Eskalation bereit sein.” Dies
will Krause nicht nur militérisch
verstanden wissen. Noch immer
fiillten Nato-Staaten Putin die
Kriegskasse durch den Kauf
russischer Energie: ,Ich verste-
he auch nicht, warum wir nicht

langst die Zugénge zur Ostsee
dichtgemacht haben fir die
Seelenverkdufer mit russi-
schem Olund Gas,"”

Daniel Giinther (CDU) istda-
bei an diesem Abend. Dem Mi-
nisterprasidenten wird viel Lob
zuteil fir den wenige Stunden
zuvor verkiindeten Start des
»TechHUB SVI Nord”: Das In-

novationsnetzwerk- soll Kiel
zum Motor machen fir die an-
stehende Modernisierung der
deutschen Marineflotte. ,Das
TechHUB bringt Unternehmen,
Start-ups, Forschung und Bun-

‘ deswehr zusammen", lobt Phi-

lipp Murmann, Président des
Unternehmensdachverbandes
UV Nord. Aus dieser Mischung

FOTO: THOMAS EISENKRATZER

konne etwas werden: ', Wo,

wenn nicht hier an der Kiiste?”
Auch Glinther macht deut-

lich, dass der Konflikt mit Russ-

land viel mehristals ein militéri- -

sches Kraftemessen: , Die Stabi-
litdt unserer Demokratie wird
jetzt schon angegriffen.” Dies
miisse der Gesellschaft deutlich
Klarer sein, als es bislang der

Fall sei: ,Wenn wir den Men-
schen das nicht vermitteln kén-
nen, dann miissen wir uns tber
Verteidigungsfdhigkeit keine
Gedanken machen.” So sei er
entsetzt, wie ,tumb* die Bevol-
kerung Dinge glaube, die im
Netz kursierten, und die eigent-
lich ,jeder Schimpanse“ als Fal-
schung erkenne - bis zu einem
Video, in dem Giinther Antifa-
Parolen in den Mund gelegt
werden.

o

Wer einen Krieg
verhindern will,
muss zur Eskala-
tion bereit sein.

Prof, Joachim Krause,
Politikwissenschaftler

Wie steht es mit der Einsatz-
bereitschaft der Bundeswehr?
»ImVerglichzufritheren Jahren
haben wir sie deutlich gestei-
gert", sagt Oberst Michael Ska-
mel, seit Marz Kommandeur des
Landeskommandos Schleswig-
Holstein: ,Dennoch stehen wir
vor- greBen Herausforderun-
gen.” Schon der personell ge-
plante -Aufwuchs der Bundes-
wehrmit aktuell gut 181,000 ak-
tiven Soldaten und Scldatinnen
diirfte ein Kraftakt werden. Laut
Bundesverteidigungsminister
Boris Pistorius (SPD) braucht
Deutschland bis zu 60.000 zu-
sitzliche Soldaten. Russland hat
seine Landstreitkrafte seit dem
Ubefall auf die Ukraine verdop-
pelt.
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Indische Fachkrafte als
Boomer-Nachfolger?

Arbeitskrafte gesucht: Im Norden gehen binnen zehn Jahren Hunderttausende in Rente

‘Carlo Jolly

KIEL Jainee Solanki kam vor an-
derthalb Jahren mit einem
Jobsucher-Visum fiir sechs
Monate aus Indien nach
Deutschland. ,,Sechs Monate
reichen aber nicht, um einen
Job zu finden, aufgrund der
Biirokratie und des gesamten
Prozesses, der Zeit braucht®,

sagt diejunge IT-Expertinund -

SAP-Entwicklerin. Was sie an
Deutschland interessiert?
»Dieandere Kulturist flir mich
wie ein Abenteuer“, erzihlt
sie: ,,Dass mich die Leute beim
Lernen der Sprache sehr
freundlich unterstiitzt haben,
motivierte mich.“

Mittlerweile hat sie eine
Blue Card und eine feste An-
stellungbei einem grofien Mit-
telstindler, Getriebebau Nord
in Bargteheide in Stormarn.
Was Jainee Solankis grofites
Problem war? Sie iiberlegt
nicht lange: ,,Die schwierigere
Herausforderung als einen gu-
ten Job zu finden, ist es ein
Haus zu finden.“ .

Solanki hat am Freitagin Kiel
bei einer Tagung zur Fachkraf-
temigration aus Indien vor
rund 70 Unternehmern und
Jobvermittlern  gesprochen.
Die indische Generalkonsulin
Soumya Gupta aus Hamburg
erkldrte dort, warum Deutsch-
land fiir gutausgebildete indi-
sche Jobsuchende so interes-
sant ist: ,,Der Lebensstandard
inDeutschlandist sehrgut,und
die Ingenieursarbeit ist bei uns
sehr angesehen.” Viele kimen
gerne schon zum Studium und
wiirden dann vielleicht zehn
Jahre hier arbeiten wollen.

IT-Experten, Ingenieure
und Pflegekrifte

Fiir Interessierte aus dem
Land mit 900 Millionen Er-
werbskriften seien viele Beru-

j 4
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Drei mit dem gleichen Ziel: Michael Thomas Fréhlich (von links)
von den Unternehmensverbdnden, die indische Generalkonsulin
Soumya Gupta aus Hamburg und Schleswig-Holsteins oberster

Jobvermittler Markus Biercher,

fe in Deutschland spannend,
Jobs der Informationstechno-
logie, Ingenieure, aber auch
Pflegeberufe. Warum das fiir
ein Land wie Schleswig-Hol-
stein {iberlebenswichtig ist,
zeigt eine ,,Arbeitsmarktpro-
jektion 2035“ aus dem Kiel
Institut fiir Weltwirtschaft
und der Fachhochschule Kiel.
Danach soll die Arbeitskrafte-
liicke im Norden von zuletzt
34,100 Personen (2022) bis
zum Jahr 2035 auf 327.000
Personen steigen.

Der Beschiftigtenstatistik
fiir Schleswig-Holstein zufol-
ge waren 2024 bereits gut
275.000 sozialversicherungs-
pflichtige Beschiftigte 55 Jah-
re und &lter. Das ist jeder Vier-
te. Davon arbeiten 49.000 Per-
sonen im Gesundheits- und
Sozialwesen, 43.100 im Han-
del, 41.400 in der Industrie
und 24.600 in der Verwaltung.

Michael Thomas Frohlich
von den Unternehmensver-
binde UV Nord sagt, dass das
neue Migrationsabkommen
zwischen Deutschland und In-

Foto: Miriam Knodel/BA

dien fiir den Mittelstand Hiir-
den abbaue und Bleibepers-
pektiven erdffne. Mit Indien
habe man viel bessere Voraus-
setzungen als zuletzt mit
Fachkréften aus Siidamerika,
die zwar hochmotiviert gewe-
sen, aber mit Wetter und Kul-
tur hdufig nicht klargekom-
men seien. Auch das Sprach-
thema sei in Indien viel einfa-
cher, daes eine hohe Dichte an
Goethe-Instituten gebe, und

‘Inder ohnehin fast ausnahms-

los gut Englisch koénnten.

Stérken in den
Naturwissenschaften

Frohlich sprich von einer
»jungen, hungrigen Klientel
mit Stirken in naturwissen-
schaftlichen Fiichern®, deren
Abschliisse eindeutig auch
durch das Migrationsabkom-
men gedeckt seien. Das be-
deute fiir die Wirtschaft Zeit-
ersparnis und Rechtsverbind-
lichkeit. Zudem gebe es in
Schleswig-Holstein eine gute
Community, die sich durch

das Generalkonsulat in Ham-
burg speise.

Indische  Arbeitnehmer
schitzten die deutsche So-
zialversicherung ebenso wie
Arbeitssicherheit und eine
Tétigkeit mit wertschitzen-
der Vergiitung. Die Indien-
Strategie hat fiir Frohlich
ganzgrofie Chancen: ,,Schles-
wig-holsteinische =~ Mittel-
stindler, die frustriert sind
von den US-Zollambitionen
und auch ein bisschen frust-
riert vom  chinesischen
Markt, mochten vielleicht in
Indien investieren.*

Ambulante und ' stationire
Pflege, Altenhilfe, generell Ge-
sundheitsversorgung bis hin
zu den Unikliniken sowie IT,
EDV-Anwendungen und Ma-
schinenbau nennt er als zent-
ral. Dannwarnter:,, Auchbeim
Thema Indien wird das Silber-
tablett allein nicht ausrei-
chen. Werks- oder Dienst-
wohnung seien vielfach not-
wendig sowie ein Deutsch-An-
gebot. Uber Job oder Ausbil-
dung hinaus sollten die Ein-
wanderer eingebunden wer-
den. Deshalb miisse man iiber
den &rtlichen Sportverein ein
Angebotunterbreiten. , Indien
kennt diese integrative Kraft
des Sports, aber wir miissen
die Willkommenskultur auch
leben®, sagt der Unterneh-
mensverbandschef,

SWir suchen.immer Her-
kunftslinder, mit denen wir
unsere demografiebedingten
Probleme 16sen kénnen®; sagt
Schleswig-Holsteins Arbeits-
agenturchef Markus Biercher,
dessen Team die Tagung aus-
richtete. Indien sei die welt-
weit viertgrofite Volkswirt-
schaft und das bevilkerungs-
reichste Land. Biercher: ,Esist
ein ganzer Subkontinent mit
jungen, motivierten Men-
schen mit einem hohen Bil-
dungsniveau.“
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Allianz gegen die Aktivrente

,Sozial unger‘ec'ht“: Schwarz-rote Pldane stof3en auf Widerstand in Schleswig—HoIsteih

Matti Gerstenlauer

kieL Es passiert nicht oft, dass
sich Arbeitgeberverbinde und
Gewerkschaften einig dariiber
sind, dass ein Gesetz schlecht
geschrieben ist. Doch die
schwarz-rote  Bundesregie-
rung von Friedrich Merz hat

mit den Pldnen zur Aktivrente.

gleich beide Sozialpartner
gegen sich aufgebracht. Auch
die Kieler Sozialministerin
Aminata Touré hat Bedenken.
Ist die Aktivrente sozial unge-
recht? Warum gibt es trotz-
dem Anreize, frither in Rente

zu gehen? Und wer soll das al-

les bezahlen?

Sowohl der Unternehmens-
verband Nord (UV Nord) als
auch der Deutsche Gewerk-
schaftsbund ~ Nord (DGB
Nord) sehen in der Mafinah-
me keine Losung fiir die dréin-
genden Probleme des Arbeits-
markts und der Rentenpolitik.
Michael “Thomas Frohlich,
Hauptgeschéftsfithrer des UV
Nord, beméngelt: ,Was die Ko-

alition in Berlin gut gemeint
hat, hat sie nicht weiterge-
dacht.“ Die weiter bestehende

' Moglichkeit einer abschlags-
freien Frithrente untergrabe
den Anreiz, linger zu arbeiten
- und das sei bitter notig.

MEINUNG

Der DGB Nord sieht #hnli-

“che Schwichen — wenn auch

aus anderen Griinden. Ver-
bandssprecher Felix Hoff-
mann betont: ,)Die Pline sind
nicht zielfithrend. Schon jetzt
schaffen es viele Beschiftigte

nicht, bis zu ihrem 65, oder gar
67. Lebensjahr zu arbeiten.“
Laura Pooth, Vorsitzende des
DGB Nord, erginzt: ,,Die Ak-
tivrente zielt in die falsche
Richtung, Sie ist ein teures Ge-
schenk fiir wenige Rentner

An wirklichen Problemen vorbei

rotz Rente 2000 Euro
Tsteuerfrei dazuverdie-

nen? Hort sich gut an,
doch die Plane zur Aktivrente
bringen Friedrich Merz auch
in Schleswig-Holstein den
Zorn einer ungewdhnlichen
Allianz ein. Sowohl Arbeit-
geberverbinde als auch Ge-
werkschaften lehnen die halb-
gare Reform ab. Richtig so,
denn was auf den ersten Blick

~ gut aussieht, ist nicht nur

sozial ungerecht, sondern
auch inkonsequent und an

MATTI :
GERSTENLAUER

i
matti.gerstenlauer@shz.de

den wirklichen Problemen
vorbei gedacht.

Von der Aktivrente wiirden
nur die 40 Prozent profitieren,
die bis zum Regeleintrittsalter
durchhalten. Die anderen 60
Prozent gehen leer aus. Das
klingt nicht gerade nach einer

Losung gegen Fachkrifteman-
gel oder Altersarmut, sondern
nach einer Mafnahme fiir
Minderheiten, Dabei braucht
es Reformen bei der Rente.
Denn schon jetzt ist die Las-
tenverteilung unfair fiir die-
jenigen, die linger arbeiten
miissen, Warum nicht weiter
denken? Wieso keine Kapi-
taldeckung, Sozialpunkte fiirs
Ehrenamt und Anpassung der
Pensionen? Es gibt viele nach-
haltige Losungsansitze, die
Alktivrente ist keiner davon.

und wird den Unternehmen
kaum mehr Fachkrifte be-
scheren. Startdessen schafft
sie neue Ungerechtigkeiten.”
Bedenken, die auch Touré
teilt. Auf Nachfrage bekriftigt
die Griine: ,,Profitieren diirf-
ten vor allem gesunde und
gutverdienende Ruhestdndler
mit gutem Arbeitsumfeld.”
Doch sie wiirden auch jetzt
schon oft langer arbeiten, ,was
ich sehr begriifle - aber dafiir

-braucht es keine zusitzliche

Steuerverglinstigung.“
_ Vor allem in sozialen Beru-

fen, im Handwerk, der Erzie-
hung und bei vielen Dienst-
leistungsberufen seien die Be-
schiftigten oft froh, wenn sie
iberhaupt die Altersgrenze
erreichen. Etwa 60 Prozental-
ler Beschiiftigen arbeiten nicht
bis zum Renteneintrittsalter.
,»Sie werden bei der Aktivrente
auflen vor bleiben. Das ist so-
zial ungerecht und vor den Be-
schiftigten nicht zu rechtfert-
gen“, so die Ministerin.
Schieswig-Holstein - Seite 5

Arbeiten im Alter: Mehr Schweden, weniger Bayern?

werkschaftsbunds

Nord

Frohlich nicht alleine. Denn

belohnt und sozialer Woh-

wie die Miitterrente nicht

KIEL Rentner sollen kiinftig
2000 Euro im Monat steuer-
frei dazuverdienen konnen.
Das sehen die Pline zur Ak-
tivrente der schwarz-roten
Bundesregierung vor.

Doch was, wenn selbst die
Fitten nicht mehr gebraucht
werden? Einer Umfrage
unter  Unternehmen in
Schleswig-Holstein zufolge
stehen die Zeichen fiir
Arbeitnehmer im Renten-
alter nicht besonders gut.
Viele Betriebe wiirden z&-
gern, iltere Menschen trotz
Erfahrung einzustellen, Der
Bedarf an Arbeitskriften ist
laut Felix Hoffmann, Spre-
cher des Deutschen Ge-

(DGB Nord) zwar vorhan-
den, die richtigen Arbeitneh-
mer sieht er allerdings woan-
ders: ,Es gibt ein hohes
Potenzial bei Teilzeitkriften,
speziell Frauen, in ungewoll-
ter Teilzeit.*

Auch der UV Nord, der
Verband der Unternehmen
in Schleswig-Holstein und
Hamburg, fordert insgesamt
eine breitere Integration auf
dem Arbeitsmarkt: ,,Wir wol-
len eine hohere Quote an
Frauen, vor allem bei Verein-
barkeit von Pflege und Beruf,
mehr Menschen mit Handi-
caps, mehr Migranten und
mehr Altere“, so Hauptge-
schiftsfilhrer Michael Tho-
mas Fréhlich. Und weiter:

e
Will lieber strukturelle Refor-
men: UV-Nord-Hauptge-
schaftsfihrer Michael Thomas
Fréhlich. Foto: Patrick Sun

,Dort, wo es mdglich und
gewollt ist, miissen wir re-
formieren.“

Mit dieser Erwartung ist

die Forderungen der beiden
Sozialpartner unterschei-
den sich zwar in den
Schwerpunkten, zielen al-
lerdings beide auf struktu-
relle Reformen hin. So for-
dert der DGB Nord ein sta-
biles Rentenniveau von 48
Prozent, perspektivisch 50
Prozent, keine Erhthung
des Rentenalters und stir-
kere Betriebsrenten.
»Unternehmen  miissen
die Arbeitsbedingungen
weiter verbessern, damit
Beschiftigte iiberhaupt ge-
sund bis zur Rente kom-
men“, betont Hoffmann.
Zusitzlich sollen Pflege, Er-
ziehungszeiten und Qualifi-
zierung mit Rentenpunkten

nungsbau gefordert werden,
um Altersarmut mit bezahl-
barer Miete zu bekiimpfen.

Der Arbeitgeberverband
UV Nord setzt indes auf lin-
geres Arbeiten und mehr
Verbindlichkeit in  der
Arbeitsvermittlung  durch
die Jobcenter. Auch ,die
Spirale politischer Forde-
rungen nach mehr und hé-
herem Mindestlohn“ solle
zugunsten von Weiterbil-
dungsmafinahmen gestoppt
werden. Dabei sieht er vor
allem in Skandinavien ein
Vorbild: ,Was wir uns wiin-
schen wiirden: Ein bisschen
mehr Schweden wagen®, so
Frohlich. Im Gegenzug sei-
en ,Bayerische Projekte”

zielfithrend.

Dass auch Schleswig-
Holstein mit Fachkrifte-
mangel und Altersarmut
kimpft, ist unbestritten.
Doch nicht nur in Kiel re-
gen sich starke Zweifel an
einem Instrument, das
einer Analyse des Deut-
schen Instituts fiir Wirt-
schaft (IW) zufolge etwa
2,6 Milliarden Euro im
Jahr kosten wiirde. Wenn
die Aktivrente sc kommt,
wie sie derzeit geplant ist,
steht zumindest eines
fest: Friedrich Merz wird
sich nicht nur in Schles-
wig-Holstein keine Freun-
de mit diesem Gesetz ma-
chen.
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Wieder mehr Insolvenzen im Land

Was Schleswig-Holsteins Unternehmer jetzt von der Landesregierung fordern

Matti Gerstenlauer

KIEL Das erste Halbjahr 2025
forderte einen hohen Tri-
but von der Wirtschaft in
Schleswig-Holstein.  Wie
aus den jiingsten Zahlen
des Statistikamts Nord her-
vorgeht, meldeten zwi-
schen Januar und Juli deut-
lich mehr Betriebe. Insol-
venz an als im ersten Halb-
jahr des vergangenen Jah-
res. Wihrend Wirtschafts-
minister Madsen keinen
Grund zur Sorge sicht, for-
dern Unternehmensverbin-
de grofle Reformen.

Grofies Plus auch
bei Privatpersonen

In' Schleswig-Holstein ist
die Zahl der Insolvenzen im
ersten Halbjahr 2025 deut-
lich angestiegen. Die Amts-
gerichte verzeichneten 454
Antrige auf Insolvenz - ein
Plus von 17 Prozent oder 67
Fillen gegeniiber dem Vor-
jahreszeitraum. Damit setzt
sich der Abwirtstrend be-
reits zum dritten Mal in Fol-
ge fort. Auch bei Privatper-
sonen stieg die Zahl der In-
solvenzantrige um etwa
fiinf Prozent auf 1741. Jede
betroffene Person trug im
Mittel Schulden in Hohe
von rund 40.900 Euro.
Anders als der Anstieg der
Insolvenzen im Land zu-
nichst vermuten lidsst, wa-
" ren im ersten Halbjahr 2025
insgesamt weniger Men-
schen direkt von Geschifts-
pleiten betroffen als im ver-
gangene Jahr, Mit 3282 Be-

troffenen verzeichnet das -

Land hier einen Riickgang
von etwa 6 Prozent. Gleich-
zeitig wuchs jedoch die
Summe der Forderungen
von Gliubigern an die
Unternehmen auf etwa 500
Millionen Euro an - ein Zu-
wachs von 38 Prozent. Im
Schnitt ist damit jeder be-
troffene Betrieb mit etwas
iiber einer Million Euro ver-
schuldet.

Was in dem Zahlen-
dschungel auffillt: Es gibt
deutliche regionale Unter-
schiede in Schleswig-Hol-

WIR SCHLIESSEN

— FUR IMMER —
: S v

Im ersten Halbjahr dieses Jahres sind mehr Betriebe pleitegegangen als 2024 im selben Zeitraum — und das schon zum dritten Mal in
Folge. Wird Schleswig-Holstein zum Sorgenkind?

stein. Besonders viele In--

solvenzen gab es in den Re-
gionen Herzogtum Lauen-
burg mit 53, dem Kreis Pin-
neberg mit 51 und dem
Kreis Stormarn mit 45 Fil-
len.

Madsen: ,,Insolvenzen
gehdren dazu*

Wirtschaftsminister Claus -

Ruhe Madsen zeigt sich an-
gesichts der steigenden In-
solvenzzahlen  betroffen,
sieht aber keinen Grund fiir
Panik. Als
und Minister bedauere er
jeden Fall, in dem ein Be-
trieb eine Insolvenz anmel-

" den misse, ,und natlirlich

auch die betroffenen Mit-
arbeiter, betont er. ,,Aber
Insolvenzen gehéren zur
Wirtschaft dazu, zumal sie
auch nicht automatisch zur
Beendigung des Geschifts-
betriebes fithren miissen.“
Die aktuelle Lage sei
schwierig, verursacht durch
weltweite Krisen und Unsi-
cherheiten.

In Deutschland kimen

Unternehmer

zudem steigende Lohne,
hohe Energiekosten, wach-
sende Biirokratie und er-
hohte Kapiralkosten hinzu.
Ein Nachholeffekt aus der
Corona-Zeit spiele eben-
falls eine Rolle, vor allem
die gestiegenen Zinsen, die
kleinere Unternehmen
unter Druck setzten. Lang-
fristig liege Schleswig-Hol-
stein jedoch im. normalen
Bereich. Madsen setzt auf
den Bund: ,JIch hoffe, dass
das Investitionspaket der
Bundesregierung fiir Infra-
struktur und Verteidigung
bald seine Wirkung erzielen
wird und diese auch mittel-
bar auf alle Unternehmen in
Deutschland durchschlagt.

Unternehmensverbinde
schlagen Alarm

Dass selbst in einem Bun-
desland mit solider Wirt-
schaftspolitik solche Zah-
len nach fast vier Jahren Re-
zession, glcbalen Krisen
und unkalkulierbarer Zoll-
politik unvermeidbar seien,
ist flir Sebastian Schulze

nicht  {iberraschend.  Der
Sprecher und Geschéftsfiih-
rer der Unternehmensver-
binde in Hamburg und
Schleswig-Holstein ~ (UV
Nord) bekréftigt, dass unter
anderem hohe Energie- und
Arbeitskosten Treiber die-
ser Entwicklung seien.
Betroffen seien nicht nur
das verarbeitende Gewerbe
und Industriezulieferer,
sondern vor allem der
Dienstleistungssektor. Die
héheren Zahlen im Ham-
burger Umland resultierten
aus der dortigen Branchen-
dichte, nicht aus regionalen
Fehlern. ,Dass im gleichen
Zeitraum auch die Verbrau-
cherinsolvenzen  steigen,
macht die Situation nicht
besser - im Gegenteill”,
warnt Schulze. Gefordert
sei nun die Berliner Koali-
tion, den angekiindigten
JHerbst der Reformen“
nicht nur zu versprechen,
sondern umzusetzen.
Deutschland  sei  in
Schliisselbranchen  nicht
mehr  wettbewerbsfihig,
kritisiert er das Arbeits-

Foto: Imago/Manfred Segerer

recht, Planungsrecht und
Genehmigungspraxis, die
im Vergleich zu anderen
EU-Landern, der USA und
Asien hinterherhinkten. Zu-
dem verscherbele man das
wichtigste Kapital und in-
vestiere zu wenig in Bildung
- belegt durch die hohe Ab-
brecherquote von Schiilern
in Schleswig-Holstein, er-
kldrt Schulze: ,,Auch einen
hoheren Mindestlohn darf
es nicht mehr geben - die-
ser geht voll zu Lasten der
dualen Ausbildung®.

Sebastian Schulze, Geschifts-
fithrer des Unternehmensver-
bandes Nord, pocht auf grofte
Reformen aus Berlin. ¥
Foto: UvNord
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Regierungen als , Ttroffner”

Mitgliederversammlung des Unternehmensverbandes Nord

Die Mitgliederversammlung des
Unternehmensverbandes Nord
(UV Nord) fand Anfang Juli in Ham-
burg statt. Neu in den Vorstand
gewahlt wurden Joerg F. Mayer
(Arbeitgeberverband
Flensburg-Schleswig-
Eckernforde), Barbara
Ostmeier (Landessport-
verband Schleswig-Hol-
stein) und Astrid Nis-
sen-Schmidt (Verband
der Unternehmerinnen
in Deutschland).

In der BegriBung des

Hauptredner des Abends war
Dr. Klaus Schrader vom Kieler In-
stitut fur Weltwirtschaft, der zum
Thema ,Der Export Hamburgs
und Schleswig-Holsteins in stir-
mischen Zeiten” sprach.
Schrader stellte her-
aus, dass es Aufgabe
der Politik sei, die Glo-
balisierung trotz Zei-
tenwende zu ermdg-
lichen. Handelskriege
und geopolitische Risi-
ken mussten durch In-
tegration und Handels-

offentlichen Teils mach- Dr. thpp Murmann abkommen vermieden

te UV-Nord-Prasident
Dr. Philipp Murmann
deutlich: , Die schwarz-rote Koa-
lition in Berlin zeigt mit dem be-
schlossenen Investitionssofortpro-
gramm in erfreulicher Weise, dass
sie es ernst meint, den Wirtschafts-
standort Deutschland wieder in
Fahrt zu bekommen und zukunfts-
fahig aufzustellen.” Das verbreite
Optimismus und das Vertrauen in
den Standort wachse wieder.

Foto: UV Nord werden. Die Landesre-

gierungen in Hamburg
und Schleswig-Holstein sollten am
besten gemeinsam als , Turéffner”
far internationale Méarkte agieren.
Aufgabe der Unternehmen sei es,
die geopolitischen Risiken in ihren
Handelsbeziehungen und Liefer-
ketten so zu verringern, dass die
Teilhabe an den Wachstumsge-
schichten in den neuen Industrie-
ldndern maoglich bleibe. pm
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	Mächtiger Verbands-Boss schimpft:
	„Nanny-Staat wird immer fetter und behäbiger“
	Eines seiner Beispiele: Mütterrente!
	Er schimpft: „Wenn im Reform-Eifer plötzlich Relikte aus alten Zeiten wie die Ausweitung der Mütterrente auftauchen, ist das irritierend. Bei allem Respekt für das, was unsere Mütter in der Vergangenheit geleistet haben: Das ist keine Investition in d...


